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Religionsübung. 


Nation geweſen. 
dieſelbe weiter entwickelt in den volks- und ſtaats- Juligeſetz die Frage vorgelegt, ob ſie ein der- biete. 


5 Abend⸗Ausgabe. 


Landtags⸗ Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
46. Sitzung vom 26. Januar. 

Präſident v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11½¼ Uhr. 

Am Miniſtertiſche: von Puttkamer und zwei 
Kommiſſarien. 

Tagesordnung: 

Erſte und zweite Berathung des Antrages 
Windthorſt auf Annahme eines Geſetzentwurfs be⸗ 
treffend die Straffreiheit des Sakramentſpendens 
und des Meſſeleſens. 

Hierzu liegt folgender Antrag des Abg. won 
Rauchhaupt, unterſtützt von den Konſervativen 
und Freikonſervativen, vor: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
in Erwägung: 

daß die baldige Beendigung des kirchenpoliti⸗ 
ſchen Streites ein dringendes Bedürfniß für den 
Frieden und die geſunde Entwickelung des Staates 
wie der Kirche iſt, daß insbeſondere die Beſeiti⸗ 
zung des Nothſtandes, in welchem viele kathollſche 
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z rechtlichen Grundſätzen. Endlich aber verweiſe ich 
Sie auf die klare Beſtimmung der Verfaſſung im 
Art. 12, welcher unverändert in ſeiner vollen 
Kraft beſteht. Auch darin iſt die Gewiſſensfrei⸗ 
heit, die private und öffentliche Gottesverehrung 
vollkommen geſichert. Wenn man die erſte Haupt⸗ 
bedingung des Gottesdienſtes chriſtlicher Kirchen 
aus irgend welchem Grunde mit Strafe bedroht, 
dann verſtößt man gegen dieſe Grundſätze und ge- 
gen die Verſprechungen, welche vom Throne herab 
verheißen wurden. (Sehr wahr! im Centrum; 
Widerſpruch links.) Man ſagt uns, Ihr könnt 
ja dieſe Zuſtände leicht abändern, wenn Ihr der 
Anzeigepflicht genügt oder den Maigeſetzen Euch 
unterwerfet. — Glauben Sie denn, daß die fa- 
cheliſche Kirche und die Katholiken im Allgemeinen 
dieſe langen Kämpfe gekämpft, daß ſie allen den 
ſchweren Bedrängniſſen ſich ausgeſetzt hätten, wenn 
dies jo leicht wäre, wie Sie glauben? Die Mai- 
geſetzgebung iſt in ihrem Syſtem in der That 
nichts Anderes, als der Verſuch, die katholiſche 
Kirche und die katholiſche Religion entweder zu 


Gemeinden durch den Mangel einer geordueten fene oder, was noch ſchlimmer iſt, zu fäl- 


Seelſorge ſich befinden, allen Ernſtes anzustreben 
if; in Erwägung jedoch, daß der Antrag des Abg. 
Dr. Windthorſt im Falle feiner Annahme die Ge⸗ 
fahr nicht ausſchließt, daß damit eine Quelle wei- 
terer Verwicklungen zwiſchen Staat und Kirche ge- 
ſchaffen und der erwünſchte Frieden zwiſchen beiden 
mehr gefährdet als gefördert würde; in endlicher 
Erwägung, 

daß die weitere Verfolgung des von der Fü- 


niglichen Staatsregierung in dem Geſetzentwurfe 


vom 14. Mai 1880 betretenen Weges zur Zeit 
am meiſten geeignet erſcheint, ein friedliches Ver⸗ 
haltniß zwiſchen Staat und Kirche wieder anzu- 
bahnen, 

über den Antrag des Abg. Dr. Windtherſt 
zur Tagesordnung überzugehen. 

Zur Begründung ſeines Antrages erhält das 
Wort 

Abg. Dr. Windtherſt: M. H.! Ich 
erſcheine heute vor Ihnen nicht mit irgend welcher 
Abſicht des Streites, ich komme in eminent fried- 
lichem Sinne, um Namens der ganzen katholiſchen 
Bevölkerung dieſer Monarchie an Sie die Bitte 
zu richten, für Ihre kathollſchen Mitbürger in den 
Pfarreien, welche ganz oder theilwetſe verwaiſt find, 
eine Mafregel zu genehmigen, welche geeignet iſt, 
den dringendſten Nothſtänden auf dieſem Gebiete 
abzuhelfen. Ich verlange in dem gegenwärtigen 
Augenblicke keine Aufhebung der Maigeſetze, keine 
Veränderung derſelben, die von mir beantragte 
Maßregel iſt lediglich eine durch die Noth gebe⸗ 
tene proviſoriſche, temporäre; das ganze Syſtem 
der Maigejepgebung bleibt vadurch vollſtändig un⸗ 
berührt. Der Antrag verlangt für die Spendung 
der Sakramente und für die Darbringunz des 
beiligen Meßepfers Strafleſigkeit. Der Antrag 
verlangt nichts mehr als die freie Neligiensübung 
für Jedermann, er verlangt nicht mehr, aber auch 
nicht weniger. Man hat durch die Strafbeſtim⸗ 
mungen einen Zwang ausüben wollen, um in die 
inneren Verhältniſſe der Kirche einzugreifen. Wir 
baben ſeit dem Beſtehen der Maigeſetze eine Reih 


von Beſtrafungen gegen Perſenen, deren ganzes 


Vergehen darin beſtand, daß fie die von mir er- 
wähnten heiligen Handlungen verrichtet haben. Dieſe 
Strafbeſtimmungen wünſche ich zur Zeit mit mei⸗ 
nem Antrage zu beſeitigen. Dleſes zu verlangen 
glaube ich ein Recht zu haben, weil es unter 
allen Umſtänden unzuläſſig ift, eine an fig ehren⸗ 
werthe Handlung zum Objekte einer Strafbeſtim⸗ 
mung, zum Thatbeſtande eines Verbrechens zu 
ſtempeln. Ein derartiges Stempeln kirchlicher 
Handlungen zu Verbrechen iſt unter allen Umſtän⸗ 
den an ſich unzuläſſig, dafür bat die parlamen- 
tariſche Sprache keinen zutreffenden Ausdruck. Es 
widerſtreitet ein ſolches Vorgehen gegen die An⸗ 
forderungen der Gewiſſensfreißeit und der freien 
Die Gewiſſensfreiheit und die 
freie Religionsübung haben ihre erſte Baſis in 
dem Naturrecht. 
alles An⸗ 
dere iſt äußerlicher Natur; daraus folgt mit Neth- 
wendigkeit, daß die Staatsgewalt in den freien 
Gebrauch der Gewiſſensfreihett nicht eingreifen 
darf. Zu allen Zeiten iſt die Gewährung der 
Gewiſſensfreiheit das erſte Zeichen einer ziviliſirten 
Auf dieſer Grundlage hat ſich 


Die Aufgabe der Kirche beſteht nochmals einzugehen. 
darin, vorzubereiten auf die Ewigkeit: 


ſchen. Wenn Sie uns zur Abhilfe des Nothſtan⸗ 
des darauf verweiſen, dann verlangen Sie das 
Unmögliche. Redner erinnert daran, daß Staat 
und Kirche in gegenwärtiger Zeit gemeinſchaftlich 
wetteifern ſollten, dn Volke die Religion zu er⸗ 
halten; ohne dieſelbe würden die Throne zujam- 
menſtürzen. Seien Sie verſichert, daß die katho⸗ 
liſche Bevölkerung Preußens heute auf die Ver- 
handlungen dieſes Hauſes ſieht; Millionen haben 
den dringenden Wunſch, daß dieſer Antrag ange⸗ 
nommen werde, damit wieder ein erträglicher Zur 
ſtand herbeigeführt werde. Nehmen Sie dieſen 
Antrag an, dann wird Ihr Beſchluß in weiten 
Kreiſen wirken wie die wohlthuende Wärme der 
Sonne in einer Winterlandſchaft; er wird die 
von ſtarkem Froſt erſtarrten Herzen wieder erwär⸗ 
men und das katholiſche Volk Preußens wird den 
Landesherrn ſegnen und die Regierung beglückwün⸗ 
ſchen, die ein ſolches Geſetz gegeben in ſo ſchwerer 
Zeit. Lehnen Sie meinen Antrag ab, dann wird 
die Verantwortlichkeit dafür auf Sie fallen. Ich 
ſpreche nur für den Frieden. (Lebhafter Beifall 
im Centrum.) 


In der General-Diskuſſton nimmt das Wort 
zunächſt 

Kultusminiſter v. Puttkamer: Derſelbe 
wirft zunächſt die Frage auf, wie es möglich ge- 
weſen, daß der Antragſteller denſelben Antrag, wel- 
cher vor kaum einem halben Jahre das Haus in 
eingehender Weiſe beſchäftigt hat und welcher da- 
mals ſowohl von der Mehrheit des Abgeordneten 
hauſes, wie von der Regierung zurückgewieſen 
wurde, nach ſolchem Verlaufe wieder einbringen 
konnte. Er glaube, ſen politiſcher Scharfblick 
hätte ihm Doch jagen müſſen, daß, wenn er es 
für nöthig hält, jetzt nach jo kurzer Zeit die Re- 
zierung wieder wor eine je ſchwert Fragt zu ſtel⸗ 
len, er dann wenigſtens verpflichtet geweſen wäre, 
neut Geſichtspunkte hier beizubringen. Der An- 
tragfteller hat am Anfange feiner Rede ſeine fried 
liche Abſicht betont; er (der Miniſter) ſei nicht be⸗ 
rechtigt, hieren zu zweifeln, wenn der Redner aber 
daran den Appell knüpft an das Haus und die 
Regierung, auch hrerſeite ſich mit ihm zur Her⸗ 
beiführung des Friedens zu vereinigen, ſo werde 
er abwarten, welchen Eindruck dieſer Appell auf 
das Haus machen werde. Was die Regierung be- 
trifft, ſe habe ich zu erklären, daß, nachdem vor 
einem halben J ort die hier in Betracht kommen- 
den Geſichtspunkte erörtert worden ſind, nachdem 
ich im Voraus angekündigt habe, daß die Regie- 
rung auf eine nochmalige Erörterung dieſer Frage 
nicht eingeben kann, mir nicht zugemuthet werden 
kann, in dieſem Augenblick nochmals in eint er- 
ſchöpfende Diskuſſien mit dem Antragſteller einzutre⸗ 
ten. Ich werde abwarten, ob das Haus, wie ich 
nicht verausſetze, den Antrag annehmen werde; 
ſollte dies der Fall ſein, dann werde ich Gelegen- 
heit haben, auf die Erörterung aller Geſichtspunkte 
Damit würde ich meinen 


Antheil an der Diskuſſien ſchließen können, wenn 
| mich nicht die Ausführungen des Herrn Dr. Windt- 


horſt veranlaßten, auf einen Geſichtspunkt ucück⸗ 
zukommen: nämlich auf die Frage wegen Veſeiti⸗ 
gung des dringenden Nothſtandes in vieler Ge— 
meinden der katholiſchen Kirche. Die Retz! ung 
hat ſich nach Beſchlußfaffung über das ſogenannte 
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artig verſtümmeltes Geſetz annehmen kann. Es 
haben längere Erwägungen darüber ſtattgefunden; 
die Regierung hat ſich zur Annahme des Geſetzes 
lediglich entſchloſſen, weil fie den Artikel 5 nicht 
verlieren wollte, um auf dem Boden der Praxis 
eine Milderung der beſtehenden Zuſtände herbeizu⸗ 
führen. Mir ſteht ſtatiſtiſches Material zu Ge⸗ 
bote, welches mich zu der Annahme berechtigt, daß 
der Nothſtand in dem von dem Vorredner behaup⸗ 
teten Umfange nicht vorhanden iſt. Die Ge⸗ 
ſammtzahl der katholiſchen Pfarreien beträgt in 
Preußen 4604 mit rund 8,800,000 katholiſchen 
Seelen. Davon ſind allerdings nicht mehr ord⸗ 
nungsmäßig mit Pfarrern beſetzt 1103 mit rund 
2,085,000 Seelen. Dieſer Zuſtand hat ſich ſeit 
einem halben Jahre um etwas verſchlimmert. Durch 
den Artikel 5 des Juligeſetzes iſt dieſem Zuftande 
in dem allereminenteſten Sinne Abhülfe verſchafft. 
Ueber 1,900,000 Seelen in 953 Pfarreien ha⸗ 
ben durch die Dazwiſchenkunft der Geſetzgebung 
eine regelmäßige Seelſorge wieder erhalten. Ohne 
regelmäßige Seelſorge, die aber von Zeit zu Zeit 
erfolgt, bleiben noch beſtehen 150 Pfarrcien mit 
170,000 Seelen, jo daß alſo in dieſem Augen⸗ 
blick als nicht regelmäßig verſorgt 3 Prozent Pfar- 
reien und 2 Prozent der Seelen vorhanden find. 
Ich bin weit entfernt, dies als etwas Zufrleden⸗ 
ſtellendes zu bezeichnen; die Regierung hatte den 
lebhaften Wunſch, allen katholiſchen Seelen regel- 
mäßige Seelſorge zu verſchaffen, aber wenn ich 
bedenke, daß Herr Windthorſt darauf hin gewieſen, 
daß die katholiſche Bevölkerung ſich im dringendſten 
Ne öſtar e befindet, jo muß ich doch ſagen, man 
ſchadet dem Intereſſe ſeiner Sache, wenn man 
übertreibt. Herr Windthorſt hat nicht den Beweis 
für feine Behauptung erbringen können. Aller- 
dings erkenne ich gerne an, daß, enn der gegen- 
wärtige Zuſtand fortdauert, ſich die Verhältniſſe 
von Jahr zu Jahr trüber ;'ftalten müſſen. Aber 
ich muß doch betonen, die Beſeitigung dieſes Zu— 
ſtandes liegt nicht ia dem ununterbrochenen Sturm- 
lauf gegen unſere Geſetzgebung. (Sehr richtig! 
rechts.) Das Geſetz vom 14. Juli v. Js. hat 
die Möglichkeit geſchaffen zur Anbahnung eines 
Ausgleiches. Laſſen Sie mich den Wunſch aus- 
ſprechen, daß die geſetzlichen Mittel nicht unbenutzt 
bleiben. Der Entſchluß dazu dürfte allerdings von 
derjenigen Seite ausgehen, in deren Händen die 
Entſcheidung über das Schickſal der katholiſchen 
Kirche liegt. (Lebhafter Beifall rechts.) 


Abg. v. Bennigſen ſpricht ſeine Befrie- 
digung darüber aus, daß die Wirkungen des Art. 
5 ſich in fo günſtiger Weiſe geftaltet haben. Es 
jei dies um jo erfreulicher für ihn, als dieſer Ar- 
tikel erſt auf den Antrag des Hauſes gegen den 
Willen des Centrums in das Geſetz gelangt iſt. 
Wenn der Kultusminiſter die Frage aufgeworfen, 
weshalb der Abg. Windthorſt dieſen Antrag wie— 
derholt, jo begreife er (Redner) ſehr wohl, aus 
welchen Gründen er das gethan hat. Die Bewe— 
gung der Maſſen in dem ſchweren und ernſten 
Kampfe zwiſchen Kirche und Staat bedürfe der 
Anregung, welche ihr durch die Erörterungen in 
dieſem Hauſe immer von Neuem gegeben wird. 
Dieſe Bewegung zu erhalten, liegt in ihrem In- 
tereſſe. Was den Antrag der Konſervativen an 
lange, jo Sei derſelbe ihn für unannehmbar. Die bei⸗ 
den erſten Forderungen ſeien unklar, weil ein Mo- 
ment fehlt, welches bei Hervorhebung dieſer Gründe 
ſehr weſentlich geweſen wäre: die Hinweiſung auf 
das non possumus und das Hervorheben des Ent- 
gegenkommens der preußiſchen Regierung. Der 
preußiſche Staat kann ebenſowenig wie die übri- 
gen europäiſchen Staaten davon abgehen, daß er 
die Verwaltung und die Ausführung der Gejebe 
in der Hand behalte. Der Verſuch der Verſöh— 
nung muß von Denen ausgehen, in deren Hän⸗ 
den die Herrſchaft der katholiſchen Kirche ruht. 
Der Kulturkampf iſt dem Staate aufgeprungen 
(Unruhe im Centrum), Geiſtliche, welche durch rich— 
terliche Entſcheidung abgeſetzt find, können auf die- 
ſem Umwege nicht zu den hauptſächlichſten Funk- 
tionen zugelaſſen werden. (Lärm im Centrum.) 
Preußen kann ſich nicht den Forderungen der Kurie 
interwerfen. Erſt wenn on dort aus Verſöhn⸗ 
lichkeit und Bereitwilligkeit gezeigt wird, läßt ſich 
der auch für den Staat gefährliche Kampf bei— 
legen. Die Verhandlungen in Wien und der 
Brief an den Biſchef Melchers hätten nur gezeigt, 
daß die Kurie Alles verlange, aber nichts Ernſtes 
Welche Perſpektive eröffnet ſich aber, wenn 
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der Windthorſt'ſche Antrag angenommen werde? 
Das werde die erſte Etappe zum Siege der Kirche 
über den Staat. Dadurch wären die Maigeſeßze 
funditus aufgehoben. Das iſt aber kein Zeichen 
von Friedensbedürfniß ſeitens des Centrums; denn 
die Forderungen der Kurie würden ſtets ſteigen. 
Selbſt nach Aufhebung der Maigeſetze würden jene 
Forderungen nicht ſchweigen. Wir haben den 
Kampf nicht acht Jahre lang geführt, um jetzt zu 
Kreuze zu kriechen. Der Staat braucht nur noch 


kurze Zeit den Kampf auszuhalten, dann wird er 


bei der Schwäche der Gegenparten ſiegen. Die 
Wurzel des Kampfes liegt in der Aufrichtung 
eines pvangeliſchen Kaiſerthums in Deutſchlaud. 
(Lärm im Centrum, Rufe: Nicht wahr, Beifall 
und Ziſchen im Centrum.) 

Abg. v. Shorlemer-Alft: Die letzte 
Behauptung des Abg. v. Bennigſen iſt geeignet, 
gegen uns die Leidenſchaften zu erregen. Das 
ſpricht gegen die hiſtoriſche Wahrheit und ich ver- 
lange den Beweis von jenem Herrn. Der Noth- 
ſtand iſt im Steigen und deshalb unſer Antrag 
ſtets zu wiederholen. Das Centrum hat für Art. 
5 des Juligeſetzes geſtimmt, aber gegen das ganze 
Geſez. Das Bedürfniß nach Seelſorge iſt ſehr 
verſchieden. Die Statiſtik des Abg. Windthorſt iſt 
mir maßgebender, als die des Herrn Miniſters. 
Ehe wir die Felonie begehen, an den Papſt die 
Bitte zu richten: Zerſchlage Du ſelbſt die Kirche, 
— wollen wir lieber Alles dulden. Die Härte, 
mit der der Kampf geführt wird, regt die Maſſe 
mehr auf, als unſere Anträge. 
gehört zur Religion Gu Dr. Petri: Zu der Ihren 


nicht! Ich weiß es.) Die Katholiken allein ge- 


nießen nicht die Wohlthat der Verfaſſung, der 
Gleichberechtigung aller Religionen. Die Omni- 
potenz des alten heidniſchen römiſchen Staates oder 
die Schreckensregierung in Frankreich von 1793 
kenne nur ſolchen ausgedehnten Staatsbetrieb. Das 
Centrum ſei ſtark genug zur Wiederholung des 
alten Kulturkampfes, nicht ſo die Nationalliberalen. 
Sie ſeien die Dekompoſition für die liberale und 
auch für die konſervative Partei. Das Miniſte⸗ 
rium Puttkamer ſei gegen das Miniſterium Falk 
thatſächlich derſelbe Faden, wenn auch eine andere 
Nummer. Die Liberalen betrachten den Kultur- 
kampf auch als Kampf gegen die evangeliſche Ortho- 
doxit und ſchließlich gegen die Religion überhaupt. 
Die Schuld an der Fortdauer des Kampfes liegt 
am Reichskanzler, aber das Centrum ſei zu Unter- 
handlungen nicht legitimirt. Beim Abbruch der 
letzten Verhandlungen wurde vom Centrum unbe- 
dingte Heeresfolge verlangt. 
Centrum.) 
trägt, folgt das Centrum von ſelbſt 
bis 1871 erreicht worden iſt, wird durch den Kul⸗ 
turkampf in Frage geſtellt. Neben dem verfehlten 
Wunſch nach Errichtung einer Staatskirche hat der 
Kulturkampf dazu gedient, die Parteien unter ein⸗ 
ander zu kegeln. Der Revers des Kulturkampftes 
iſt die Judenfrage. Männer, die im Kriege das 
eiſerne Kreuz erworben hatten, wurden über die 
Grenze gebracht. Wo waren damals die Inter 
pellationen ꝛc. Die Katholikenverfolgung iſt eine 
Schmach für die deu'ſche Nation. Eine chriſtlich⸗ 
konſervative Regierung muß auch die Katholiken 
ſchüzen, am Gegentheil muß eine konſervative Re- 
gierung zu Grunde gehen. Wie will der Staat 
die ſozialen Fragen löſen bei Fortdauer des Kul⸗ 
turkampfes? Nehmen Sie unſern Antrag an. 
(Bravo und Ziſchen.) 

Abg. Schmidt (Sagan) erinnert bezüglich 
des evangeliſchen Kaiſerthums an das Steinchen, 
welches ins Rollen gebracht werden ſollte. Der 
Grund zur erneuten Einbringung des Antrages 
Windthorſt ſei der vom Centrum nicht gedachte 
gute Eindruck, den das Juligeſetz im Volke gemacht 
habe. Im Uuebrigen ſchließt ſich Redner für ſich 


und ſeine Partei den Ausführungen des Abg. von 


Bennigſen an. 

Abg. Holz (ſpricht vom Platze des im Hauſe 
nicht anweſenden Herrn v. Rauchhaupt) präziſirt 
den Standpunkt der Konſervativen und den An- 
trag Rauchhaupt auf motivirte Tagesordnung. Durch 
den Antrag Windthorſt würde das Band, welches 
jetzt noch zwiſchen Staat und Kirche exiſtirt, gänz⸗ 
lich zerriſſen werden. Wir ſuchen den Frieden auf 
dem Boden der Thatſachen, der Wunſch nach 
Frieden ſei ein Gemeingut des ganzen Volkes ge- 
worden. 

Abg. v. Stablewski ſpricht dem Geſetze 
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on Juli die praktische Bedeutung ab und hält 
das Vorhandenſein eines Nothſtandes aufrecht, für 
welchen er einzelne Beiſpiele anführt. Er legt eine 
Karte der Provinz Poſen vor, worin er die ver- 
waiſten Pfarreien bezeichnet hat. 

Abg. Dr. Virchow: Die Handhabung der 
Geſetze müſſe von dem Geſetze ſelbſt unterſchieden 
werden, gegen eine zu ſtrenge Handhabung würde 
ein Rekurs an den Miniſter gewiß von Erfolg 
ſein, der ja ſehr bereit ſei, den Wünſchen des 
Centrums nachzugeben. Seine Partei habe nie 
ganz den Standpunkt der Maigeſetzgebung getheilt; 
dieſe habe ſich nie von dem Ausſpruche des Land— 
rechts entfernen können, daß der Prieſter zugleich 
Beamter des Staates und der Kirche ſei, während 

feine Partei eine vollſtändige Trennung habe her— 

beiführen wollen. Die Tagesordnung der Konfer- 
vativen könne er nicht empfehlen, da die Erwä⸗ 
gungsgründe nicht zuträfen. Dieſelbe ſei auch 
ſchlechter ſtyliſirt als der bekannte Antrag v. Min- 
nigerode; dieſer ſei ſorgfältiger gefaßt. Es gäbe 
nur zwei Wege, entweder das ganze Strafgeſetz 
wird aufgehoben oder es bleibt beſtehen, einzelne 
Beſtimmungen könne man nicht ändern. 

Hierauf wird die Diskuſſion geſchloſſen. 

Perſönlich bemerkt der Abg. v. Min nige! 
rode: Wenn dem Abg. Virchow die Styliſirung 
des Antrags Minnigerode beſſer gefalle als die des 
Antrags Rauchhaupt, jo habe der Abg. Virchow 
doch verſucht, denſelben verbeſſern zu wollen, und 
da müſſe er (Redner) mit Bräſig ſagen: „Korl, 
im Styl warſt Du mir immer über!“ (Große 
Heiterkeit.) 

Als Antragſteller führt der Abg. Dr. Windt- 
horſt in feinem Schlußworte aus, er habe in ſei— 
ner Eingangsrede doch eine ſo große Anzahl neuer 
Motive vorgebracht, daß ſich die Wiederaufnahme 
des früheren Antrags wohl rechtfertige; derſelbe 
werde wiederkommen, jo oft es die Geſchäftsord⸗ 
nung geſtatte. Seine Statiſtik ſei richtiger als die 
miniſterielle, da ſie von Leuten aufgeſtellt ſei, die 
die Verhältniſſe beſſer beurtheilen können als die 
Unterbeamten und beſſer wüßten, was geregelte 
Seelſorge ſei. Uebrigens ſei es ſchon ſehr ſchlimm, 
wenn auch nur 20% der katholiſchen Staatsbürger 
ohne Seelſorge ſeien; die Zahl ſei jedoch viel 
größer. Mit dem Fortgange der beſſeren Ueber— 
zeugung, die ſich in der heutigen Debatte kundge— 
geben, ſei er ſehr zufrieden; er habe eine werth- 
volle einſtimmige Erklärung der Konſervativen be⸗ 
kommen; ſelbſt der Abg. v. Bennigſen habe das 
Friedensbedürfniß anerkannt und auch der Abg. Virchow 
einige freundliche Punkte hervorgehoben, letztere 
wohl nicht aus Freundſchaft für das Centrum, 
ſondern weil es anfinge, in feiner Nähe unheimlich 
zu werden. (Große Heiterkeit.) Auch die Erklä— 
rung des Herrn Miniſters klinge freundlicher als 
die beim Kultusetat abgegebene, wo derſelbe mit 
verſchränkten Armen habe zuſehen wollen. Herrn 
v. Bennigſen gegenüber habe er zu ſagen, daß er 
(Redner) warten gelernt habe auf den Erfolg; mit 
dem bisherigen Erfolge wolle er ſchon ganz zufrie- 
den ſein, da ſchon ein Mitglied der Linken 
(v. Helldorf) den Standpunkt des wahren Liberalis- 
mus, wie er in der Paulskirche geltend geweſen, 
wieder vertreten habe. Wenn man ſich vor der Agita- 
tionskraft ſeines Antrags fürchte, ſo ſolle man ihn 
doch annehmen, agitatoriſch könne derſelbe nur 
wirken, wenn er abgelehnt würde. Der Abg. von 
Bennigſen täuſche ſich ſehr, wenn er gloube, man 
ſei in Rom müde und werde bald Frieden machen. 

8 Die römiſche Kirche habe ſtets gekämpft und müſſe 
Be: kämpfen, weil fie eine unverrückbare Wahrheit ver- 
trete. Es ſei ja möglich, daß der Kampf lange 
Be dauern könne wie in England und man könne ſich 
2 in Deutſchland leicht ein zweites Irland ſchaffen. 
E Ein evangeliſches deutſches Kaiſerthum gebe es 
nicht, ſondern wir hätten einen ehrwürdigen deut- 
8 ſchen Kaiſer evangeliſcher Konfeſſion. Uebrigens 
Se fei der Gedanke eines deutſchen Kaiſerthums, wie 
De es jetzt beſtehe, zuerſt vom Centrum ausgeſprochen. 

(Ruf: Gotha, Nationalverein!) Der National- 
verein war eine vagabondirende Vereinigung und 

keine Volksvertretung. (Ungeheure Heiterkeit.) Der 
Abg. Virchow habe nie poſitive Gedanken über 
kirchliche Fragen vorzubringen, ſondern ſtets nur 
ſubjektive An ſchauungen. Derſelbe leide auch an 
der allgemeinen Profeſſorenkrankheit, die in Deutfch- 
land ſich ſtets in Gegenſatz zu Allem ſetze, was 
katholiſch, ja, man möchte jagen, chriſtlich-gläubig 
5 ſei. Die ganze Maigeſetzgebung ſei von Pro- 
Benin feſſoren und Profeſſorengenoſſen gemacht, letztere 
ſeien noch ſchlimmer, denn die Kopie ſei ſtets 
5 ſchlechter als das Original. Merkwürdig ſei es 
E aber doch, daß die Leute, die ſtets die Deviſe 
. „gleiches Recht für Alle“ im Munde führen, den 


RNatholiken das Recht der Gewiſſensfreiheit nicht 
. einräumen wollen. Beſonders freue ihn, daß die 
Reſolution der Konſervativen einſtimmig von der 
985 Fraktion angenommen worden ſei, da er die 


Schwierigkeit kenne, die ganze Fraktion für eine 
ſolche Reſolution zu gewinnen; zwar habe er von 
perſönlichen Aeußerungen des Abg. Stöcker ver⸗ 
nommen, die den Letzteren nicht ſo ganz auf dem 
Boden dieſer Reſolution ſtehen ließen. Eigentlich 
hätten die beiden erſten Sätze derſelben nothwen— 
dig zur Annahme des Centrumsantrages führen 
müſſen. Dieſer letztere wolle nur mildern, bis es 
gelinge, den Frieden herbeizuführen. Das Centrum 
jet bereit, an dieſem ſchwierigen Friedenswerke mit- 
zuarbeiten, vorläufig aber ſolle man ſeinen Antrag 
annehmen, damit nicht das Volk glaube, daß eine 
proteſtantiſche Majorität in Preußen eine katholiſche 
Minorität unterdrücke. 

In perſönlicher Bemerkung konſtatirt Abg. 
Stöcker, daß er voll auf dem Boden der vor- 
geſchlagenen Reſolution ſtehe; er hoffe, morgen 
zeigen zu können, daß er bereit ſei, zur Beſeiti⸗ 


warte ſie keine Hilfe. 


gung dieſes Nothſtandes der katholiſchen Kirche 
mitzuwirken. 

Damit iſt die Generaldiskuſſton geſchloſſen 
und es wird die Spezialdiskuſſton auf Donnerſtag 
11 Uhr vertagt. 

Schluß 4½ Uhr. 


Deutſchland. 

Berlin, 26. Januar. Die erſte Verſamm⸗ 
lung des Vereins deutſcher Studenten fand geſtern 
mit Betheiligung zahlreicher Gäſte im Reichs hallen 
ſaal ſtatt. Es wurde u. A. auch wieder die Ju— 
denfrage behandelt. Vor Beginn der „Kneiptafel“ 
wurden eingelaufene Telegramme unter gewaltigem 
Beifall verleſen: 

1) „die deutſchen Studenten Kiels reiben ſoeben 
einen donnernden Salamander auf ihre deut— 
ſchen Kommilitonen in Berlin“; 

2) aus Leipzig: „Deutſcher Gruß deutſchen 
Brüdern! Gott mit Euch zu Deutſchlands 
Heil! Hoch ſein Kaiſer! Hoch ſein Kanzler“! 
Mit dreimaligem donnernden Hurrah aber 

wurde eine Depeſche Sr. Durchlaucht des Fürſten 
Reichskanzlers begrüßt. An Seine Durchlaucht 
war bei Beginn der Sitzung durch stud. jur. von 
Schramm im Namen des Vereins folgendes Tele- 
gramm abgeſchickt worden: 

„Euer Durchlaucht ſendet der Verein deut— 
her Studenten an ſeinem Stiftungsfeſte ehrfurchts⸗ 
vollen Gruß Das Ziel des Vereins iſt, natio- 
nale Geſinnung und Einigkeit unter den deutſchen 
Studenten zu fördern, ſein erſtes Gebot: Treue 
Hingabe an Kaiſer und Vaterland.“ 

Die an den Vorſitzenden adreſſirte Antwort 
Sr. Durchlaucht lautet: 

„Ich danke dem Verein deutſcher Studenten 
für ſeinen freundlichen Gruß und für die Zuſage 
ſeiner Mitarbeit an Förderung der nationalen Ei⸗ 
nigkeit in Treue für Kaiſer und Vaterland. 

v. Bismarck.“ 


Ausland. 


Wien, 26. Januar. Miniſterpräſident Taaffe 
empfing heute eine Bauern-Deputation, welche um 
Erleichterung der Grundſteuer bat. Die hierbei 
gewechjelien Reden find überaus bezeichnend für den 
Charaktere der Bauernbewegung, auf welche die 
Liberalen ſo große Hoffnungen ſetzten. Die 
Bauern dankten dem Miniſter wiederholt für ſein 
in der geſtrigen Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
entwickeltes Agrar-Programm und erklärten ferner, 
die Bauernſchaft habe nur noch Vertrauen zum 
Kaiſer und zur Regierung, von anderer Seite er⸗ 
Die Regierung möge ihre 
Hand nicht von der Bauernſchaft abziehen. Mor- 
gen wird die Deputation eine Audienz beim Kaiſer 
haben. Der Miniſterpräſident ſagte der Deputa— 
tion, fie ſolle Alles dem Kaiſer ſagen. Eine an- 
dere Deputation in gleicher Angelegenheit traf un⸗ 
mittelbar darauf ein. Es kommen überhaupt faſt 
täglich Bauerndeputationen an. Alle bekunden, 
daß die Regierung es verſtanden habe, die ganze 
Bauernbewegung, welche Andere anfachten, dem 
eigenen Zweck entſprechend zu lenken. 

Die Thatſache, daß geſtern das von dem 
italieniſchen Botſchafter Robillant gegebene Ballfeſt 
nicht blos von Miniſtern und Generälen, ſondern 
auch von mehreren Mitgliedern des Kaiſerhauſes 
beſucht war, wird als Beweis dafür betrachtet, daß 
die neueſten Agitationen der Irredentiſten die gu- 
ten Beziehungen zwiſchen Oeſterreich und Italien 
in keiner Weiſe beeinflußten. 

Paris, 26. Januar. Hier iſt das Gerücht 
von einer bedenklichen Erkrankung des Papſtes ver- 
breitet. 0 

Paris, 26. Januar. Die antiltberalen Nei- 
gungen der Regierung betreffend die Preßvorlage 
erfuhren geſtern in der Kammer mehrfache Zurück 
weiſung. Die vom Juſtizminiſter Cazot verlangten 
einſchränkenden Maßregeln gegen die Kolportage 
fielen, ebenſo die Art Zenſur, die Cazot gegen die 
auswärtige Preſſe beibehalten wollte. Endlich 
ſetzte Floquet es durch, daß fein Amendement, 
welches Abſchaffung ſpezieller Preßvergehen und die 
Stellung der Preſſe unter das gemeine Recht ver— 
langt, an eine Kommiſſion gewieſen wurde, ſo daß 
daſſelbe morgen nochmals zur Verhandlung kommt. 
Es wird dabei vorausſichtlich heiß zugehen. 

Die Linke beſchloß, auf ihre Koſten Gam— 
betta's „Thronrede“ als Broſchüre herauszugeben 
und zu verbreiten. 

Trinquet wurde heute von der Enquete-Kom⸗ 
miſſion über das Strafſyſtem in Neukaledonien ver⸗ 
nommen. 

Gortſchakoff wird im nächſten Herbſt angeb⸗ 
lich in Paris bei feinem Sohne ſtändigen Aufent- 
halt nehmen. 


Provinzielles. 

Stettin, 27. Januar. Nach einem Spezial- 
erlaß des Miniſters des Innern, des Finanz-Mi- 
niſters und des Minifters der geiſtlichen ꝛc. Ange- 
legenheiten vom 10. Dezember v. J. gehört Der- 
jenige, welcher außerhalb ſeines Wohnorts ohne 
vorgängige Beſtellung Tanzunterricht ertheilt, nicht 
zu den unter Nr. 4 des § 55 der Gewerbeord— 
nung vom 21. Juni 1869 bezeichneten Gewerbe- 
treibenden, welche verpflichtet find, einen Legitima⸗ 
tionsſchein für den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
nachzuſuchen. 

— Schon wieder haben wir einen durch Ein- 
athmen von Kohlendunſt entſtandenen Unglücksfall 
zu berichten, doch iſt derſelbe diesmal nicht durch 
zu frühes Schließen der Ofenklappe hervorgerufen, 
ſondern wahrſcheinlich dadurch entſtanden, daß der 
Ofen keinen Zug hatte. Die Laſtadie Nr. 31 
wohnhafte Wittwe Oeſtreich und der Schacht- 
meiſter Damerius aus Chriſtinenberg wurden 
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heute Morgen in der Oeſtreich'ſchen Wohnung, auf 
Matratzen liegend, ſtark röchelnd und ohne Beſin⸗ 
nung aufgefunden. Der ſofort zur Stelle geru- 
fene Arzt nahm bei beiden Perſonen einen Aderlaß 
vor und wurden dieſelben dann nach dep: Kran⸗ 
kenhauſe geſchafft. Eine ſofort vorgenommene Ne- 
viſion des Ofens ergab, daß die Klappe geöffnet 
und außerdem noch durch Umwickeln von Lumpen 
eine Vorkehrung zum feſteren Schließen derſelben 
getroffen war, jedoch entſtrömten aus der Thür des 
Ofens noch bedeutende Dünſte. 

— Der Schneider Reinhold Sommer hat 
ſich am 20. d. Mts. mit dem Bemerken, daß er 
eine Nähmaſchine verkaufen wolle, aus feiner Ro- 
ſengarten 53 belegenen Wohnung entfernt und iſt 
bis jetzt nicht dorthin zurückgekehrt. Es iſt anzu⸗ 
nehmen, daß demſelben ein Unglück zugeſtoßen iſt, 
da kein beſonderer Grund zu ſeiner heimlichen Ent- 
fernung vorliegt. 


Kunſt und Literatur. 

Klein und Thome, die Erde. Lieferung 32 
bis 36. 
Mit aufrichtiger Freude konſtatiren wir heute 
das Erſcheinen von weiteren 5 Lieferungen (32 
bis 36) des von uns bereits früher anerkennend 
erwähnten Werkes: „Die Erde und ihr organiſches 
Leben“ von Klein und Thoms (Verlag von W. 
Spemann). Mit ſeltenem Geſchick zeichnet in den- 
ſelben der Verfaſſer die Fauna und die Flora der 
Wüſten⸗ und Steppengebiete, der Hochplateaus und 
Thäler ganz Aſiens. Mit Sibirien und dem Amur- 
gebiet beginnend, führt er uns durch Armenien, 
Paläſtina, Arabien bis zu den Tropen Indiens. 
Eingeſtreute Spezialberichte von Gewährsleuten wie 
Grieſebach, Vambéry, Moltke, Darwin u. A. wür⸗ 
zen das Ganze. Die zahlreichen Illuſtrationen 
ſind durchaus originell und charakteriſtiſch, wie es 
von Künſtlern wie Specht und Goering nicht 
anders zu erwarten war. Wir können daher dem 
ſchönen und bildenden Werke rückhaltslos ein gün⸗ 
ſtiges Prognoſtikon ſtellen. 2 

Berlin. Im Wallner⸗Theater giebt es, 
wie wir ſchon mittheilten, in Kurzem wiederum 
eine L'Arronge'ſche Novität. Das Stück betitelt 
ſich „Der Compagnon“ und iſt ein Luſtſpiel; es 
iſt im Sommer begonnen worden, nachdem „Haus 
Lonei“ bereits im Mai vollendet war. Im PVer- 
lauf des Monats Februar oder ſpäteſtens Anfang 
März wird das Stück im Wallner-Theater gegeben 
und dann mit Windesſchnelle über die Bühnen der 
Provinzialtheater eilen. a 


Vermiſchtes. 
— Aus Mitleid — zur Liebe. — (Kein 
Roman). — Das „Kl. Journal“ erzählt: Eine 


größere, den beſſeren Ständen angehörende Privat- 
geſellſchaft feierte vor einiger Zeit im P. lſchen 
Reſtaurant in der Alexanderſtraße zu Berlin ihr 
Stiftungsfeſt durch einen Ball. Unter den gela- 
denen Gäſten befand ſich auch ein junger Beamter 
des Kriegsminiſteriums, Sekretair R..... y, ein 
Mann von lüchtigem Charakter und vornehmer 
liebenswürdiger Perſönlichkeit. Der noch unver⸗ 
heirathete Herr amüſirte ſich prächtig in der von 
einem reizenden Damenflor verſchönten Geſellſchaft. 
Ganz beſonders fiel ihm eine junge Dame im ein- 
fachen Seidenkleide auf. Aus der blüthenweißen 
Halskrauſe ragte ein ſtolz getragenes Haupt mit 
ſo edlen klaſſiſchen Geſichtszügen hervor, daß der 
junge Mann ſein Intereſſe lebhaft angeregt fühlte, 
wozu auch nicht wenig die großen, ſchwermüthig 
blickenden Augen der Dame beitrugen. Nur einen 
Umſtand vermochte er ſich nicht zu erklären, das 
junge Mädchen tanzte ausſchließlich nur mit Da⸗ 
men, und ſo oft auch ſein Auge mit Entzücken an 
ihrer dahinſchwebenden graziöſen Geſtalt hing, nie 
ſah er, daß ein Herr ſie engagirt hatte. Und doch 
ſah er, daß ſie von Allen gekannt und mit hoher 
Auszeichnung behondelt wurde. Das junge Mäd- 
chen bemerkte bald das ihr gewidmete Intereſſe und 
zog ſich mit keaurigem Geſicht in eine Ecke zurück, 
eine Wahrnehmung, die den jungen Mann mit 
Unruhe erfüllte. Er wandte ſich an den Freund, 
der ihn hier eingeführt hatte, um dieſen zu bitten, 
ihm Auskunft über das Mädchen zu ertheilen, 
eventuell ihm der Dame vorzuſtellen. Der Freund 
gab die Auskunft, konnte aber nicht vollenden, 
denn als er eben dabei war, zu ſagen, daß ſie 
einer vor Jahren nach hier übergeſiedelten ſehr 
guten engliſchen Familie angehöre und in ihrer 
Jugend das Unglück gehabt habe, durch einen 
Eiſenbahnunfall den — — Vater zu verlieren, 
— ergänzte in Gedanken der Frageſteller — wurde 
er abgerufen. Mitleid und erhöhtes Intereſſe be— 
wogen jetzt den Beamten, die Vorſtellung nicht ab⸗ 
zuwarten, ſondern er ſchiitt auf das Mädchen zu 
— welches mit ſichtbarer Beſtürzung ſein Nahen 
bemerkte — um ſich den nächſten Tanz zu erbit⸗ 
ten. Die Beſtürzung, gepaart mit Indignation, 
übertiug ſich jetzt auf ihn, deun das Mädchen 
ſenkte ablehnend den Kopf und dankte. Ueber die 
unerwartete Ablehnung verletzt, wendete R. ſich 
zum Gehen und ſetzte ſich verſtimmt ebenfalls in 
einen Winkel, wo er ſpäter zu ſeinem Erſtaunen 
bemerkte, daß das Mädchen, welches ihm jo un- 
motivirt einen Korb ertheilte, ihn unabläſſig mit 
flehenden, gleichſam Verzeihung heiſchenden Blicken 
verfolgte. Von dem Freunde nach dem Grund 
feiner Verſtimmung gefragt, the'lte er dieſem das 
Stattgehabte mit, wobei ihm die bittere Bemerkung 
entſchlüpfte, daß er das Benehmen der jungen 
Dame für ſehr „unqualiſizirbar“ halte. Er hatte 
in feinem Eifer nicht bemerlt, daß die Geſchmähte 
dicht hinter ihm ſtand und ſah jetzt das junge 
Mädchen tödtlich erbleichen und, mit aufſteigenden 
Thränen kämpfend, den Salon verlaſſen. Ein tie- 
fes Mitgefühl ergriff ihn aber, als der ſehr ernſt 
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werdende Freund ihm jetzt erklärte, daß die Bedauerns⸗ 
werthe ihm wohl nur eine Enttäuſchung erſparen 
wollte, denn fie habe bei dem Eiſenbahnunfall nicht 
den Vater — wie er vermuthete — ſondern — 
den rechten Arm verloren. Ohne ſich zu beſinnen, 
ſuchte R. jetzt das unglückliche Müdchen auf, ſtellte 
ſich vor und machte durch achtungsvolle, von wahr- 
haftem Mitgefühl durchwehte Worte ſeinen Fehler 
gut. Die fernere Unterhaltung zeigte ihm einen 
ſo großen Schatz von Geiſt und Charakter, daß 
er um nähere Bekanntſchaft bat, die jetzt bereit— 
willigſt gewährt wurde. Am Sonnabend hat das 
junge Paar an die Bekannten und Mitglieder des 
Vereins die Verlobungskarten verſendet. 

— „Er erwartet Trinquet“, iſt die neueſte 
geflügelte Redensart in Paris, welche „Wo iſt 
Lambert!“ und ähnlichen Worten als jüngſte Mode 
gefolgt iſt. Vor ungefähr 14 Tagen antwortete 
ein traurig dreinblickender Arbeiter auf die Frage, 
was die Urſache feines Kummers ſei, mit hohler 
Grabesſtimme: „Ich erwarte Trinquet.“ Das 
Wort zündete. Jede Traurigkeit wird ſeitdem auf 
daſſelbe Motiv zurückgeführt. Iſt Jemand ein 
Bischen weniger vergnügt als gewöhnlich, ſo heißt 
es: „Il attend Trinquet!“ — Der erwartet 
Trinquet! — Selbſt ein Kalauer wurde darauf 
ſchon verbrochen: Ein junger Handwerker, welcher 
etwas zu tief in die Flaſche geguckt hatte, kam in 
die Werkſtatt ſchlaff und ſchläfrig. „Aha“, ſagte 
Einer, „il a tant trinqué!“ (Er hat zu viel ge- 
trunfen !) 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Artern, 26. Januar. Bei der heute hier 
ſtattgehabten anderweiten Wahl von Landtags-Ab⸗ 
geordneten für den 6. Wahlbezirk des Regierungs- 
bezirks Merſeburg wurden die ſeitherigen Abgeord- 
neten, Landrath a. D. von Wedell auf Piesdorf 
(konſervativ) und der Kreisrichter a. D. Amtsvor⸗ 
ſteher Schmidt in Oberröblingen an der Helme 
(freikonſervativ), jeder mit 181 Stimmen, wieder⸗ 
gewählt. Die Gegenkandidaten, Prediger Richter 
in Mariendorf und Rentier Moritz Liebe in Ar- 
tern (beide nationalliberal) erhielten 166 reſp. 165 
Stimmen. 

Paris, 26. Januar. Von London wird hier 
ein Telegramm verbreitet, wonach die Mächte ge— 
genwärtig über die Bedingungen verhandeln ſollen, 
unter denen eine Konferenz in Konſtantinopel zu- 
ſammentreten könnte. Es würde 1) verlangt ab- 
ſolute Geheimhaltung der Diskuſſionen, 2) ſolle 
Griechenland nicht zur Konferenz zugelaſſen wer— 
den, 3) ſolle die Türkei eine neue Grenzlinie auf- 
ſtellen, 4) ſolle im Falle der Annahme einer 
Grenzlinie über deren Ausführung Beſchluß gefaßt 
werden und 5) ſolle Griechenland davon verſtan⸗ 
digt werden, daß Europa, wenn Griechenland nicht 
die Beſchlüſſe der Konferenz annehme, keinerlei 
Verpflichtungen mehr gegen Grtechenland haben 
würde. i 

Der geſammte Inhalt dieſes Telegramms iſt, 
wie in unterrichteten Kreiſen verſichert wird, gänz- 
lich unbegründet. Thatſächlich iſt nur, daß die 
Mächte, dem Wunſche der Pforte entſprechend, ſich 
bereit erklärt haben, mit ihr in Konſtantinopel in 
Verhandlungen einzutreten, welche Verhandlungen 
aber nicht in Form einer Konferenz, fondern von 
den einzelnen Botſchaftern mit der Pforte geführt 
werden ſollen. - 

London, 26. Januar. Die Sitzung des Un⸗ 
terhauſes dauerte heute Vormittag 10“ Uhr un⸗ 
unterbrochen fort. Die iriſchen Deputirten brach 
ten immer neue Anträge auf Vertagung der De- 
batte ein; die Anträge wurden, einer nach dem 
anderen, von der Regierung bekämpft und vom 
Haufe abgelehnt. Wann der parlamentariiche 
Kampf enden wied, iſt noch gar nicht abzuſehen. 
Um zehn Uhr Vormittags trat Parnell, welcher 


eben von Dublin angekommen war, in's Haus und 


wurde von den iriſchen Deputirten mit ſtürmiſchen 
Hochs begrüßt. 

Im weiteren Verlaufe der Sitzung erklärte 
der Premier Gladſtone, daß die Regierung kein 
Kompromiß acceptiren könne. Ueber ſeinen Prio⸗ 
ritätsantrag müſſe entſchieden werden, und nach 
dem dies geſchehen ſei, werde die Berathung der 
Bill Forſter's morgen fortgeſetzt werden. Schlich- 
lich wurde der Antrag Gladſtone's mit 251 ge- 
gen 33 Stimmen angenommen. Die Annahme 
erfolgte um zwei Uhr, alſo nach einer Sitzung von 
zweiundzwanzig Stunden. Die Sitzung wurde 
hierauf vertagt. 

London, 26. Januar. Einzelne Theile des 
Tower, welche ſonſt dem Publikun geöffnet wa- 
ren, find auf Anordnung des Kriegsminiſters ge- 
ſchloſſen worden, aus Beſorgniß vor feniſchen At- 
tentaten. 

Petersburg, 26. Januar. Die „Agence 
Ruſſe“ erklärt die Nachricht, der engliſche Bot- 
ſchafter habe bei dem ruſſiſchen Kabinet angefragt, 
bis wohin Rußland nach dem Kampfe gegen die 
Tekke-Turkmenen feine Grenzen in Centralafien 
auszudehnen gedenke, für falſch. 

Prinz Tſeretleff bleibt Generalkonſul in Ru- 
melien und iſt nicht zum Geſandten in Belgrad 
ernannt worden. Die Beſprechungen mit der rö- 
miſchen Kurie ſind noch nicht zu Ende geführt, 
ſonderu werden durch Moſſoloff, der ſich zu dem 


Ende gegenwärtig nach Rom begiebt, fort⸗ 
geführt. 
Waſhington, 26. Januar. Die Finanz- 


Kommiſſton des Senates verhandelte geſtern mit 
dem Staatsſekretär Sherman. Letzterer ſprach ſich 
dafür aus, daß die fundirten Bonds in 5 Jahren 
amortiſirbar und ſpäteſtens binnen 20 Jahren rüd- 
zahlbar ſeien, bis dahin aber mit 3½ Prozent 
oder darunter — je nach dem Ermeſſen des Schatz 
amtsſekretärs — verzinſt werden ſollten. 
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